
Nato-Gipfel

Merkels Doppelstrategie
Die Bundeskanzlerin greift 
Russland in ihrer 
Regierungserklärung zum 
Nato-Gipfel an. Zugleich 
will sie den Dialog nicht 
abreißen lassen.

I hr eigentlicher Adressat saß 
nicht im Bundestag, sondern 
1 600 Kilometer weiter östlich. 

Denn Angela Merkels Regierungser-
klärung am Donnerstag war vor al-
lem ein klares Signal an Russlands 
Präsidenten Wladimir Putin: 
Deutschland steht fest verankert im 
westlichen Bündnis und beteiligt sich 
an den militärischen Maßnahmen, 
die die 28 Nato-Länder auf ihrem Gip-
fel in Warschau am Freitag und Sams-
tag beschließen wollen. Zugleich 
machte die Kanzlerin aber deutlich, 
dass Berlin auch auf Dialog setze.

Im Rahmen der Nato sei man sich 
„einig, dass dauerhafte Sicherheit in 

Europa nur mit und nicht gegen 
Russland zu erreichen ist“, so 
Merkel – wissend, dass die 
östlichen Nato-Staaten eine 
härtere Haltung gegenüber 
Moskau wünschen.

Zugleich machte die 
Kanzlerin klar, dass Russ-
land in der Ukraine-Krise 
das Prinzip der Unverletz-
lichkeit von Grenzen infra-
ge gestellt habe. Deutsch-
land nehme die Sorgen der 
Osteuropäer ernst: Russlands 
Politik habe die Nato-Mitglieder 
im Osten „zutiefst verstört. Sie be-
dürfen daher der eindeutigen Rück-
versicherung durch die Allianz.“ 

Diese Rückversicherung beinhal-
tet den Einsatz von je 1 000 Soldaten 
der Nato in Estland, Lettland, Litau-
en und Polen. Das soll auf dem Gip-
fel beschlossen werden. Die Bundes-
wehr wird sich als „Rahmennation“ 
in Litauen engagieren und dort ein 
größeres Kontingent einsetzen.

Sowohl die Links-Partei als auch 
Russland warfen der Bundesregie-

rung Kriegstreiberei vor. Die Nato 
verfolge „eine konfrontative 

Agenda“, sagte Moskaus Nato-
Botschafter Alexander Grusch-
ko. Merkel hingegen nannte 
die Stationierung der Solda-
ten „ein zutiefst defensives 
Konzept“. Zugleich hatte Mos-
kau das Treffen des Nato-Russ-

land-Rats vor dem Gipfel abge-
lehnt und einem Treffen erst 

kommende Woche zugestimmt. 
Dies lässt Experten scharfe Gegen-

reaktionen des Kremls erwarten.
Außenminister Frank-Walter Stein-

meier (SPD) nannte die Nato-Pläne im 
Osten und die Bereitschaft zum Dia-
log „zwei Seiten derselben Medaille“. 
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD) mahnte zur Mäßigung. „Statt 
zusammen aufzurüsten, müsste Eu-
ropa eine neue Abrüstungsinitiative 
starten“, sagte Gabriel der „Passauer 
Neuen Presse“. Mathias Brüggmann

Höhere Berufsbildung

Ohne Abitur  
in die Chefetage
Neben der Lehre und dem 
Studium setzt die CDU auf 
die Höhere Berufsbildung. 
Im Wahlkampf will die Partei 
für das Konzept werben. 

D ie CDU will das Bildungs-
system reformieren. Künf-
tig soll die „Höhere Be-

rufsbildung“ neben der Dualen 
Ausbildung und dem Hochschul-
studium „im Sinne einer Marke 
etabliert werden“. So steht es in 
einem Beschluss des Bundesfach-
ausschusses Bildung, der dem 
Handelsblatt vorliegt. Der Plan soll 
ins Programm für die Bundestags-
wahl einfließen.

Der Vorstoß ist von der Sorge 
geprägt, dass sich immer mehr 
junge Menschen für ein Studium 
entscheiden und die betriebliche 
Ausbildung als unattraktiv emp-
finden, weil die Fortbildungen 
dort wenig bekannt sind. Bereits 
2015 hatte Bundesbildungsminis-
terin Johanna Wanka (CDU) daher 
eine „höhere gesellschaftliche 
Wertschätzung“ für die duale 
Ausbildung angemahnt. So wer-
ben der Zentralverband des 
Handwerks (ZDH) und der Indus-
trie- und Handelskammertag seit 
langem für die duale Ausbildung. 
„Wir wollen in den Köpfen der Ju-
gendlichen und ihrer Eltern ver-
ankern, dass es nach der Hoch-
schulreife mit der beruflichen Bil-
dung einen arbeitsmarktnahen 
und damit sicheren Karriereweg 
gibt“, sagte Michael Kretschmer, 
Vorsitzender des Ausschusses, 
dem Handelsblatt. 

Die Höhere Berufsbildung zielt 
auf die Gleichwertigkeit von beruf-
licher und akademischer Ausbil-
dung. Vorbild ist die Schweiz, wo 
alle Bildungsangebote, außer der 
Hochschule, zusammengefasst 
werden. So sollen nach der beruf-

lichen Ausbildung weitere Fortbil-
dungen ohne ein Studium erfol-
gen, die am Ende dennoch die 
gleiche Karriere ermöglichen. In 
Deutschland gibt es die „Aufstiegs-
fortbildung“, die aber bei Schulan-
fängern wenig bekannt ist. 

Für die Umsetzung wirbt die 
CDU für einen „nationalen Pakt 
für Berufsschulen“, mit dem 
mehr Geld in die Schulen fließen 
soll. Auch soll das Berufs-Abitur 
bundesweit ermöglicht werden 
und „Akademien der Höheren 
Berufsbildung“ entstehen. Die 

Qualitätsstandards soll der Bund 
festlegen. Durch Stipendien und 
mehr Mittel für das Meister-Bafög 
will die CDU zudem finanzielle 
Anreize für den neuen Bildungs-
weg setzen. 

Lob kommt aus der Wirtschaft. 
Mit dem Konzept könne der Inno-
vations- und Technologietransfer 
in die Betriebe „nachhaltig ge-
stärkt werden“, sagte etwa ZDH-
Generalsekretär Holger Schwann-
ecke. Daniel Delhaes

Angela Merkel: 
„Sicherheit in Eu-
ropa nur mit und 

nicht gegen 
Russland.“
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eines Geburtsjahrgangs 
beginnen mittlerweile 

ein Studium. 

Quelle: Statistisches Bundesamt

Großbritannien

Zwei Frauen 
kämpfen um 
Cameron-Erbe

B ei den britischen Konservati-
ven machen zwei Frauen das 
Rennen um die Nachfolge 

von David Cameron als Parteichef 
und Premierminister unter sich aus. 
Bei der zweiten und letzten Wahl-
runde der Fraktion am Donnerstag 
gewann Innenministerin Theresa 
May deutlich vor Energie-Staatsse-
kretärin Andrea Leadsom. Der Dritt-
platzierte, Justizminister Michael 
Gove, schied aus. May und Leadsom 
müssen sich nun dem Votum der 
Parteibasis stellen, das bis zum 9. 
September vorliegen soll. Die Siege-
rin wird nach Margaret Thatcher die 
zweite Regierungschefin in der Ge-
schichte des Landes und muss das 
Land aus der EU führen. „Diese Ab-
stimmung zeigt, dass die Konserva-
tiven sich zusammenraufen können, 
und unter meiner Führung werden 
sie das auch tun“, sagte May. Reuters
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